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Beschlussvorschlag der Verwaltung:

DerAusschuss fir Kultur und Bildung sowie der Haupt- und Finanzausschuss empfehlen
dem Gemeinderat folgenden Beschluss:

DerGemeinderat beschliefit die in Anlage 02 beigefiigte Satzung iiberdije Gewahrung von
Zuschiissen zu notwendigen Schiilerbeforderungskosten.

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag in Euro:
Ausgaben /Gesamtkosten:
o keine

Einnahmen:
e Kkeine

Finanzierung:
e keine

Folgekosten:
o keine

Zusammenfassung der Begriindung:

Die Satzung uber die Erstattung der notwendigen Schiilerbeforderungskostenvom
13.05.1998 - zuletzt geandert durch Satzung vom 19.12.2013 - ist den Rechtsentwicklungen
und Anderungenin denBegrifflichkeiten der letzten Jahre anzupassen.Die Neuregelungen
wurden landesweit bereits vonvielen Kommuneninderen Satzungenumgesetzt.

Im Zuge der Uberarbeitung der Satzung ergab sich das Erfordernis einer Anderung der
Satzungssystematik ohne erhebliche Auswirkungen auf die Inhalte.
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Begriindung:

Ausgangslage

Das GesetziiberdenKommunalenFinanzausgleich (Finanzausgleichsgesetz- FAG) regelt die
Zustandigkeit von Stadt- und Landkreisenfiir die Erstattung von Schilerbeforderungskostenund
ermachtigt diese zum Erlass einer Schiilerbeforderungssatzung.

Die Satzung liber die Erstattung der notwendigen Schiilerbeférderungskosten der Stadt Heidelberg
wurde am13.05.1998 beschlossenund am 19.12.2013 letztmals geandert. Auf Grundlage dieser Satzung
wird einmonatlicher Zuschuss zur Schiilermonatskarte des Verkehrsverbundes Rhein-Neckar
(MAXX-Ticket) anrund 3.900 Schiilerinnen und Schiiler gewahrt. Hinzu kommen neben Zuschiissen
an Berufsschiiler,die vonauBerhalb des Verkehrsverbundes Rhein-Neckar anreisen, aktuell rund
408 Schiilerinnen und Schiiler, dieinbesonderen Schiilerfahrzeugen im sogenanntenfreigestellten
Schiilerverkehr an die Sonderpadagogischen Bildungs - und Beratungszentren (SBBZ) sowie 30
Schiilerinnen und Schiiler, die derzeit im RahmenderInklusionbefordert werden.

Anlass fiir die Neufassung der Schiilerbeférderungssatzung

DerLandtagvonBaden-Wiirttemberghatim Juli 2015 die Anderung des Schulgesetzes zur Inklusion
verabschiedet. Wesentliche Neuerung hierbei war die Abschaffung der Pflicht zum Besuch eines
SBBZverbunden mit der Einfliihrung eines Wahlrechts der Eltern und Sorgeberechtigten vonKindern
mit einem festgestellten Anspruch auf ein sonderpadagogisches Forderangebot zwischendem
Besucheiner Regelschule odereines SBBZ.

Die Beforderungvoninklusiv beschulten Kindernwarinder bisherigen Satzung nicht geregelt.

Des Weiterenwerdeninfolge der Anderung bei Bildung und Teilhabe im Sinne des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch (SGBIl) Schiilerbeforderungskosteninvoller Hohe aus dem Bildungs - und
Teilhabepaket getragen. Anspruchsherechtigte von Leistungender Bildung und Teilhabe erhalten
deshalb grundsatzlich keine Zuschiisse auf Grundlage der Schiilerbeforderungssatzung.

Dieser Ausschluss vonden Zuschiissenwarinder bisherigen Satzung nicht benannt.

Wesentliche Anderungen

Durch die Anderung der Satzungssystematik findet sich der iiberwiegende Teilder bisherigen
Regelungeninhaltlich unverandert - lediglichan anderer Stelle - inder neuzu beschlieenden
Satzung wieder (siehe Anlage 02; die bisherige Satzungist zum Vergleich als Anlage 01 beigefiigt).
Lediglichfolgende Sachverhalte wurden mit der Neufassung konkretisiert:
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e Inklusiv beschulte Schiilerinnen und Schiiler sind nach dem Wortlaut des Schulgesetzes
Schiilerinnen und Schiiler der allgemeinen Schule. Dennoch verlieren sie dadurch nicht ihren
Anspruch auf einsonderpadagogisches Bildungsangebot, weshalb sie von der Stadt
Heidelbergbislang bei der Schiilerbeforderung in analoger Anwendung der Regelungen fiir
Schiilerinnen und Schiiler der SBBZ behandelt wurden.Das heif}t, die Kostender
Schiilerbeforderung wurdeninvoller Hohe bezuschusst beziehungsweise es erfolgt bei
Bedarf eine Beforderung durch den Schultrager im Rahmendes freigestellten
Schiilerverkehrs. Dies entspricht den Empfehlungenvon Landkreis - und Stadtetag.Eine
gesetzliche Regelung steht derzeit jedoch noch aus.

Bis zueiner gesetzlichen Regelung schlagt die Verwaltung vor, die bisherige Praxis aufrecht
zu erhalten und dies - unterdem Vorbehalt einer abweichenden gesetzlichenRegelung - in
der Satzungals Rechtsgrundlage zuverankern.

e Anspruchsberechtigte vonLeistungenderBildung und Teilhabe sind grundsatzlichvon der
Bezuschussung auf Grundlage der Schiilerbeférderungssatzung ausgenommen, da
Kostentragerdas zustandige Sozialamt oder Jobcenterist.

e NurKinder,dieihren Wohnsitzin Heidelberg haben, erhalten Zuschiisse zur Beforderung zu
Heidelberger Grundschulforderklassen. Fiir Kinder mit Wohnsitzinumliegenden Gemeinden,
die eine Heidelberger Grundschulforderklasse besuchen, sind die
Schiilerbeforderungskostengrundsatzlich mit der Wohnsitzgemeinde abzustimmen.

e DieDrittkindregelung gilt nur, wennalle einzubeziehendenKinder nach dieser Satzung
zuschussberechtigt sind. Die bisherige Regelunglief3 eine abweichende und weitergehende
Auslegung zu.

Ausblick

Das Land Baden-Wiirttemberg hatim KoalitionsvertragvomMai 2021 die Einfiihrung eines
Jugendtickets zum Preis von 365 Euro pro Jahr mit landesweiter Fahrtmaglichkeit vorgesehen.Das
Ticket soll ab September2022 inmoglichst allenVerkehrsverbiinden angebotenwerden.

Konkrete Verlautbarungen hierzu wurdenden Stadt- und Landkreisenvom Land Baden-
Wirttemberg bisher noch nicht Gbermittelt.

Aus diesem Grund bitten wirum Zustimmung zur Neufassung der Schilerbeforderungssatzung.

Weitere landesweite Neuregelungenund deren mogliche Auswirkungen auf die
Schiilerbeforderungssatzung bleibenabzuwarten.

Beteiligung des Beirates von Menschen mitBehinderungen

Die Belange vonMenschen mit Behinderungensind entsprechend beriicksichtigt.
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Prifung der Nachhaltigkeit der MaBnahme in Bezug auf die Ziele des
Stadtentwicklungsplanes /der Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/-
(Codierung) beriihrt

S0Z7

Ziel/e:

Integrationbehinderter Kinderund Jugendlicher

Begriindung:

Die Beforderungvoninklusiv beschulten Schiilerinnen und Schiilern mit
sonderpadagogischenForderbedarf, wird vollbezuschusst

2.Kritische Abwagung/Erlauterungen zu Zielkonflikten:

Keine

gezeichnet
Stefanie Jansen

Anlagen zur Drucksache:
Nummer: Bezeichnung
01 Satzung lberdie Erstattung der notwendigen Schiilerbeforderungskostenvom

13.05.1998 - bisherige Fassung

02

Satzung liberdie Gewahrungvon Zuschiissen zu notwendigen
Schilerbeforderungskosten

Drucksache:

0028/2022/BV

00333489.doc




	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Beschlussvorschlag der Verwaltung:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Begründung:
	Beteiligung des Beirates von Menschen mit Behinderungen
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg
	Anlagen zur Drucksache:

